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WIENERGEMEINDERAT
Sitzungvom11 .Mai1928.

BürgermeisterSeitz eröffnet um17 ' 15Uhrdie Sitzung .Nach

derWahlvon13MitgliederndesVorstandesderKrankenfürsorgeanstalt
der AngestelltenundBedienstetender GemeindeWientritt derGemeinde-¬
rat sofortin dieVerhandlungenüberdieTagesordnungein .EineReihe
vonAnträgenwirdzunächstohneDebattebeschlossen.InderKasselanlage
desGaswerkesLeopoldauwirdeinDampfkesselaufgestellt .Hiefürwird
einSachkreditvon300. 000Schillinggenehmigt.In Stadlauin derErzher-¬
zogKarlstrassewirdeinestädtischeWohnhausanlageerrichtet ,DieKos-¬
tenbetragenzweiMillionenSchilling ,DerEntwurf,dervomArchitekten
GeorgeKaraustammt ,wird genehmigt .Ferner wird für den Bauteil I in

derstädtischenWohnhausanlagein FloridsdorfanderErzherzogKarl-¬
strassedieBaubewilligungerteilt .ImZugederSuessgasse,Märzstrasse,
JohnstrasseundLinzerstrassein Hietzingundin Rudolfsheimwirdeine
dritteAbleitungdesWasserbehältersSchmelzgebaut ,DieKostenvon
370. 000Schillingwerdengenehmigt.In Hietzing ,RudolfsheimundFünfhaus
werdenneueVerteilungsrohrleitungendesWasserbehältersBreitenseege-¬
legt Die Kosten betragen insgesamt 360 . 000Schilling ,die ebenfalls ge- ¬
nehmigtwerden.DerGemeinderatgenehmigtschliesslichdenUmbaudeszwi¬
schen demWienfluss und der Westbahnliggenden Versorgungsgebietesdes
WasserbehältersSchmelzmiteinemKosetnerfordernisvon370,000Schil-¬
ling .DemNeubauvonHauptunratskanäleninMeidlinginderRatschky-¬
gasse ,Schwenkgasseund Eichholzgasse zur Kanalisierung desstädtischen
Wohnhausbaues- ichholzgassewirdebenfallszugestimmt .DieKostenbe¬
tragen 78,000 Schilling .Endlich werden zwei Baulinienbestimmungenohne

Debattebeschlossen.
GR.Schelz( . . )hatfolgendenDringlichkeitsantzageinge-¬

bracht :
DieZeitungsberichtederletztenDageüberdieZuständeund

Verhältnisse im BraunkohlenbergbauZillingdorf haben dieAufmerksamkeit

dergesamtenOeffentlichkeitaufsichgezogen,nichtnurdeshalb ,weil
derBetriebdesBergwerkesfürdieVersorgungWiensmitStromvongrosser
Bedeutungist unddieGemeindebedeutendeKapstaliendarininvestiert
hat ,sondernauchdeshalb,weilinFolgederangeblichgeplantenStille-¬
gung die Gefahr der Vermehrungder Arbeitslosigkeit droht .

DerGemeinderat,sowiediegesamteOeffentlichkeithabenein
Recht,überdiese die Gemeindeinteressentief berührendeAngelegenheit
volleAufklärungzuverlangen.

DerGefertigtestellt daherdendringlichenAntrag :Deramts-¬
führendeStadtratderVerwaltungsgruppefürdieUnternehmungenderGe-¬
meindewirdaufgefordert ,demGemeinderateüberdie derzeitigeLagedes
BraunkohlenbergwerkesZillingdorf ,insbesondereauchüberdenStandder
Lohnverhandlungennochin derheutigenSitzungeingehendzuberichten.

EinzweiterDringlichkeitsantragwurdevondenGemeinderäten
Dr .OttoWagnerundHansPfeiffereingebracht .Erlautet :DerHerrBür-¬
germeister wird ersucht ,den Vorständen der städtischen Aemterund denDi- ¬

rektionenderstädtischenUnternehmungendenstrengenAuftragzuertei- ¬
len ,daraufzu achten ,dassin Hinkunftbei festlicher Ausschmückungvon
AmtsgebäudenoderstädtischenBetriebsmittelnoderanderenimEigentum

derGemeindeWienbefindlichenGegenständendie Verwendungparteipoliti-¬
scherFarben ,AufschriftenundEmblemeunterallenUmständenunterbleibt.

Begründung :
ImLaufederletztenZeitmachtsichimmermehrderUn-¬

fugbemerkbar,dassbeifestlichenGelegenheitenzurAusschmückungstädti
scher Gebäuderote Fahnenverwendetwerdenunddass auchdie Masteder

elektrischenLeitungrotenFlaggenschmucktragen.Am1 .Maideslaufenden
StrassenbahnwagenmitrotemJahreswarenausserdemzahlreiche

PapierdekoriertundtrugenteilweiseAufschriftenparteipolitischenSin
nes .SolcheAufschriftenwarenauchauf städtischenGebäuden ,besonders
aufRemisenderStrassenbahnzusehenundlautetenbeispielsweise:"Hoch
die Internationale "," HochdasProletariat "! ," Hochdasräte Wien ! "Zu
allemUeberflussehieltensichausserdemmancheAngestelltederStras-¬
senbahnfürberechtigt,imDiensteParteiabzeichenoderroteNelkenzu
tragen .Am16 .April,amTagenachderBezirksratswahlinWähring,also
aneinemTage,fürdeneineAusschmückungstädtischerGebäudegewiss
nichtvorgesehenwar,trugdieStrassenbahnremiseinderKreuzgassero¬
tenFahnenpchmuck.

BeiallerAchtungvorderpolitischenUeberzeugungdes
EinzelnenmussderschärfsteProtestdagegenerhobenwerden,dassstä-¬
dtischesEigentumfürparteipolitischeZweckemissbrauchtwirdoder
dassstädtischeAngestellteimDiensteparteipolitischdemonstrieren
MitgrösstemNachdruckemussimNamendernichtmarxistischenBevölkerung
WienseineparteiloseFührungderGemeindegeschäftegefordertwerden.
Esist SachedesHerrnBürgermeisters,dereinesolcheGeschäftführung
feierlichgelobthat,einemUnfugzusteuern,derfüreinengrossenTeil
derWienerBevölkerungeinemassloseHerausforderungbedeutet.

Schliesslichhat GemeinderatStögerfolgandenDringliche
keitsantmageingebracht:

Am29 .AprilhatsichbeiderAusfahrtderFeuerwehram
Sechbhausergürtel ein schwerer Unglücksfall ereignet ,demdasLeben

eineshervorragendenFeuerwehroffizierszumOpfergefallenist undbei
demeinTeilderMannschaftundderFahrgästederStrassenbahnmehroder
minderschwereVerletzungenerlittenhat .DieWiederholungsolcherUnfäl-¬
le an derselben Stelle lässt den berechtigten Schluss zu ,dasshiebei
nichtdieFahrerdieSchuldtrifft,sonderndieUrsachein denungünsti¬
genVerkehrsverhältnissenzu suchenist .SchonimJahre 1926hat dasPo¬
lizeikommissariatRudolfsheimdie Anbringungeiner Sicherungan derbe¬
treffenden Stelle verlangt ;ebensohat der verunglückteFeuerwehroffi¬
zier wiederholtauf die Gefährlichkeitdieper Stelle hingewiesenunddi
AnbringungeinesLichtsignalesgefordert ;umsounverständlicheristes ,
dassbeieinerimJahre1926stattgehabtenKommissionierungdieVertre-¬
ter derBemeindeWiendie vomPolizeikommissariatbeantragteAnbringun

einessolchenSignalesalsunnötigundunterHinweisaufdieKostenab¬
gelehnthaben,wiewohlnachdenUrteilenvonfachmännischerSeitezur
SicherunglediglicheinigeMeterDrahtundeineSignallampeerforderlich
gewesenwären ,AlsnunderAusfehrtswegfür dieFeuerwehrdurchdiePark
anlagegeschaffenwurde,wurdedieVerkehrsunsicherheitandieserStelle
nocherhöhtundes wäredarumumsomehrPflichtderGemeindegewesen,
ohneeineAnregungderPolizeiabzuwarten,diesenAusfahrtwegzusichern
Dasist abernichtgeschehen. VonähnlichenGefahrensindübrigensauch
andere Ausfahrtsstellen der Feuerwehrbedroht .Auchdie Behandlungdes
Fahrpersonals nach solchen Unglücksfällen fordert zurStellungnahme

heraus.UnglücksfällebeiAusfahrtenderFeuerwehrsindwohlinfolgeder
notwendigenRaschheitunvermeidbar.Esist nichtzuverwundern,dasssich



imFahrdiensteweiterbelassen.DasselbegeschahauchmitdemFahrervoralleminderRichtung,dassdieKompetenzendesGemeinderatesder

ZweiterBogen.
genrednergesprochenhaben,AlsdieheutigeGemeinderatsmehrheitdieHerrderFahrbediensteten,denenohneihrVerschuldeneinsolcherUnglücks-¬
schaftimRathausangetretenhathatsie ihreoberstenZielebezeich¬fallzugestossenist,eingewissesAengstlichkeitsgefühlbemächtigt.

TrotzdemwerdensolcheBediensteteohneUnterbrechungnachdemUnfallnet ,dieGemeindeverwaltungweitestgehendzudemokratisierenundzwar

Fellner,obwohlihmbereitswiederholtsolcheUnfällezugestossenwaren,
darunterzweiUnfälleaneinemTag,InErkenntnisdesUmstandes,dasser
zumFahrdienstenichtgeeignetist,haterauchbereitswiederholtum
seine AbberufungimFahrdienstegebeten .EineGafahrbedeutetauch ,die

anscheinendmangelhafteInstruierungundunzulänglicheBeaufsichtigung
desPersonalesbeiderHandhabungdermechanischenGeräte.SohatimSom¬

AufgabenkreisjedeseinzelnenMitgliedesmöglichstweitegehenderwei
tertwerdensollte.EinweitesresZielwardieEindemmungdesBürokratis
musinderGemeindeverwwaltung.NachdemAblaufvon10Jahrenhatsich
dieMehrheitnichtalsbefähigtoderbessernichtalsgewiilterwiesen,
dieseVersprechungeneinzulösen.DashatschondieneueGmeindeverfassung
gezeigt,indernichteineBestimmungenthaltenist ,dieunterdemokratig

schenGesichtspuhktenbeurteilteinenFortschrittbedeutenwürde ,wohlmer1927dieneuegrossemechanischeLeiterin derWürthgassenichtfunk-
tioniert.DervomUlmerSchiebleiterwerknachWienberufeneMonteurstell-¬
te fest ,dasssichdieLeiterlediglichinfolgedesangesammeltenvielen
Schmutzesnichtmehrein-undausziehenliess;nacherfolgterReinigung
warsie wiedervollkommenbetriebsfähig ,UnterdiesenVerhältnissenmüs-¬
senauchdieAnwürfe,diegegendenverunglücktenBrandratDeutscher,die
wegenseinerunermüdlichenObsorgefürdiesteteInstandhaltungunssi-¬
chereHendhabungderGeräteerhobenwurden,nochnachträglichaufdas
schärfstezurückgewiesenwerden.

DieGefertigtenstellendaherfolgendenAntrag :Deramtsfüh-¬
rendeStadtratderVerwaltungsgruppeVIIwirdbeauftragt,Vorsorgezu

abereineReihevonBestimmungen,diedieB,fugnissedesGemeinderätes
unddieRechtedereinzelnenMitgliederdesG,meindematesweitgehendein
schränken,GelegentlichderverschiedenenBeratungenderGeschäftsordnung
hatsichderBürgermeisterfreimütigalseinGegnerderbestehendenGe¬
schäftsordnungerklärtundsieals geradezulächerlichbezeichnet,ohne.
dafürzusorgen,dassderGemeinderatvondieserlächerlichenGeschäfts¬
ordnungbefreitwerde ,Nunist die G,legenheitzueinerUmgestaltungder .
Geschäftsordnunggekommen,voneinergründlichenUmgestaltungistaber
keineRede ,AuchdieGeschäftsordnungbedeuteebensowiedieneueVerfas
sungeinenbedeutendenSchriftvorwärtsinderBürokratisierungderVer-
waltung ,einSchrittderpsychologischsehrbegreiflichist ,damäntreffen ,dassimInteressedesFeuerschutzesderStadtundderSicherheit

desFeuerwehrpersonaldiegeschildertenMisständeehestensbeseitigt
werden. DiedreiDringlichkeitsanträgewærdenamSchlussderSit-¬
zungvethandelt.

GR.Dr.DannebergreferiertüberdieGeschäftsordnungfürden

denwichtigstenOrganenderGemeinds,den8 amtsführendenStadträteni
rokratengemachthat .WenndieBestimmungender§ §33und34derGeschäf
ordnungversuchendieMöglichkeitzuschaffen ,dieOpposition,wenndie
ungeberdigwird ,zuknebeln ,derGemeinderathatzehnJahrelangdes
langengefunden,mitderbisherigenRegelungderDebatteführungundnur
eineinzigesmal,gelegentlichderBudgetdebattedesJahres1926hatsichGemeinderat.Erverweistzunächstdarauf,dassdieGeschäftsordnungschon

mitRücksichtaufdiejüngstbeschlosseneVerfassungsänderungeinerRe¬
visionunterzogenwerdenmusste,beiwelcherGelegenheitdieGeschäfts-¬über
ordnungauchsonstrevidiertwurde.EinederNeuerungenistz,B .dacs/die
sogenanntenSechzigerstücke,dasssinddiejenigenGeschäftsstückezude-¬
renAnnahmedieAnwesenheitderHälftederMitgliederdesGemeinderates

gezeigt ,dassdieBestimmungenderGeschäftsordnungnichtausreichenum
den Willen der Mehrheit durchzusetzen ,Aberauch damals schrøcktedae

ehrheitnichtdavorzurück,diestärkstentiktatorischenBestimmungen
derGeschäftsordnungdazuzubenützen,umihrenWillendurchzusetzenI
dembeantragensienun,dassdieDebattegeschlossenwerdenkanngohne
dassunterUmständenauchnureineinzigerRednergesprochenhätteDasnotwendigist ,nichtwirdreferiert werdenmüssen ,wennkeinRednerzum

Wortgemeldetist .FernerwerdenAnfrageninZukunftauchmündlichbe¬
anwortetwerdenkönnen.Meinungsverschiedenheitenhabensichnurindrei

isteinGlaubensbekenntnisderMehrheit,dassnichtwenigerbeinhaltet,
als die Verhöhnungaller demokratischenBrundsätzeunddie Rückkehrzum
total autokratischenParlamentarismus.ManberuftsichgelegentlichaufPunktenergeben.ZunächsthatdieMinderheitdenAntraggestellt ,dassdie lie

stenographischenProtokolledesGemeinderatesin Druckgelegtwerden
sollten ,einAntragderabgelehntwurde,daauchsonstdieDrucklegung
vonGemeinderatsprotokollennicht üblichist . DergegenwärtigeUsusist

der ,dassdieVerhandlungendesGemeindenatesimWortlautefestgehalten
undeineAbschriftder stenographichenNiederschriftjederParteizur
Verfügunggestelltwird .WeitereAnträgederMindereit beziehensich

GeschäftsordnungdesNationalrates,AberderNationalratisteinegeset
gebende,derGemeinderateineverwaltendeKörperschaftundwennsiedie
GeschöftsordnungdesNationalratesschonfürsonachahmungswürdighal¬
tenübernehmenSiesie zurGänze .DaswerdenSieabernichttun ,weilSie
dieverhätscheltenKostkinderderGeschäftsordnungdesNationalratessin
unshierimGemeinderatnichtzudergleichenStellungwerdenverhelfen
wollen ,WennSieunsereAnträgeannehmen ,zeigenSiedamitkeinEntgegen

daruf ,dasseinAntragaufSchlussderDebatteundaufWahlvonGeneral-¬kommenandieOpposction,siebeweisendamitnur ,dassIhnennichtdie
rednernzurzulässigseinsoll ,wennzwaiKontrarednerzumGegenstandeletztenBegriffevonDemokratieverlorengegangensind,GemeinderatKun¬gesprochenhaben.DieseAnträgehabendieMehrheitnichtgefunden,da schalbegründetsodanndenAntragderOppositionaufDrucklegungderstesunternormalenVerhältnissenvondenBestimmungenaufSchlussderDe¬

nographischenProtokolleindemerdaraufhinweist,dassvondiesemBrauchbatteundaufWahlvonGeneralrednernkeinGebrauchgemachtwird,esviel-¬ ausderseitJahrzehntenbestandenhatzurZeitdesZusammenbruchesErmehrüblichist ,dievorgemerktenKontrarednersprechenzulassen.Der
sprungsgründenabgegangenwurde.Damalswurdezugesichert,dassdasnurBerichterstatterersuchtumAnnahmederGeschäftsordnung(LebhafterBei-

fallbeiderMehrheit),
KR.Kunschak( . .)unterbreitetzunächstnamensderMinder-¬

heit3 Anträge: DenAntragdassdievollständigenBerichteüberdieGe-¬

meinderatssitzungendurchdasStenographenamtverfasstzuwerdenHaben,freudigkeit,wennessichumdiestenographischenProtokollehandelt?inDruckzulegenunddenGemeinderatsmitgliedernmitdemAmtsblattder
DieOeffentlichkeithateinRechtdarauf,dieVerhandlungendesGemeinde-¬StadtWienzuzusendensind ,fernerAnträgeaufAbänderungder§ 33undrateszukontrollieren.EsgibtkeineStadtvongrösseremUmfang,deren34derGeschäftsordnungwonacheinAntragaufSchlussderD,batteundProtokollenichtinDruukgelegtwerden.AuchimNationalratistmanwie-¬
derzurDrucklegungdersten.Protokollezurückgekehrt.IhreHaltungzuufdieWahlvonGeneralreüdernerstzulässigseinsoll ,wennzweiGe-

einevorühengehendeMassnahmesei„HeuteistdieGemeindeausdenfinan¬ziellenNötenherausunddieMehrheitzeigtaufanderenGebieteneineganz
besondereDruckfreudigkeit,überjedesWohnhausundüberjedesPlantsch¬
badwerdenseparateDruckschriftenveröffentlicht.WarumhörtdieseDruck¬



DritterBogen.
unserenAnträgenschliesttGemeinderatK,nschak,werdenfür unseirMass¬
stab sein ,zu ermessen ,inwieweit Sie ein loyales Verhältnis mitder
Minoritätwpnschen,inwieweitSieRespekthabenvordenRechtsansprüchen
derBevölkerungundwiesehrSievonIhrendemokratischenGrundsätzen
abgekommensind ,(LebhafterBeifallbeiderMinderheit),

GR .Dr .Wagner( E . )verweist darauf ,dass dieGeschäftsordnung

unterloyalerMatarbeitderMinderhwitzustandegekommenist .Sieent-¬
hältvieleBestimmungen,diederMehrheitdasVerwaltenerleichtert.
Soist die Regelungder Geschäftsbehandöungder sogeganntenSechziger-¬

stückeeinewesentlicheErleichterungderArbeiten ,eineBestimmung,
die unter Zustimmungder Minderheit zustande gekommenist .Diedrei
Anträgeder Minderheitsind ausserordentlichbescheiden .Siehaben
lediglichdenZweck,einMindestmassderKontrollein derVerwaltung
zuermöglichen,aufdiedieOeffentlichkeiteinRechthat .DerAntrag
dasskindestens2 Rednerder Minderheitsollensprechenkönnen ,ist
sicherkeinAntrag,dereinerObstruktionTürundTor-ffnet ,esist
vielmehrein Rechtder Minderheit ,dass sie alles waszu einemGegen-¬
standzu sagenist ,in voller Gründlihhkeitsagenkann .WennSiedie-¬
sen unseren Antrag ablehnen ,beweisen Sie ,dass Sie vomGeist der

Demokratiesehr weitentfernt sind .WasdenAntragaufDrucklegung
der stenogr .Protokollebetrifft ,so ist es sicher ,dass dieKosten
der Drucklegung und Zusendungim Vergleich zumAusgabenetat derGe- ¬

meindelächerlichgeringsind ,undesist dahereine Heuchelei ,wenn
die Forderung der Minderheit unter Hinweis auf Ersparungsgründeabgee
lehnt wird .Sie sind einfach bestrebt ,die Minderheit in ihrer Arbeit
und in ihrem Recht zu verkürzen .Sogar die Protokolle ,und zwarbe¬

deutendumfangreichProtokolle ,des GemeindematesvonMistelbachwer¬
denin Druckgelegt .DiestenographischenProtokollesindfürjeden
Gemeinderatein unentbehrlichesRequisit undauchdie gesamteOeffent-¬
lichkeit hat ein eminentesInteressean demVorhandenseinainesorauch¬
baren Behelfs der Kritik .Das Argumentder Sparsamkeit hält keiner or - ¬

dentlichenKritikstand .DerjetzigeZustandist undemokratisch,
ja sogarunredlichunderöffnet für ein einträchtigesZusammenarbeiten
keinegünstigenAusblicke .( Beifallbei der . . )

GR.Pfeiffer( E. . )erklärt ,dassdieBeschlussprotokolle,wie
sie imAmtsblattder StadtWienveröffentlichtwerdenunzulänglich ,
ja lächerlichsind .SieenthaltenüberdieVerhandlungennichtsanderes,
als die Namen der Redner ,Das ist eine Gemeindeverwaltung wie

der
Wiener unwürdig .Falls nun der Antrag der Minderheit abgelehnt wer- ¬

den sollte,stellt Gemeinderat Pfeiffer einen Eventualahtrag ,dereine
Ergänzungdes Paragraph13 der Geschäftsordnungverlangt .NachdemAn¬

tragdesGemeindenatesPfeiffersoll derParagraph13,ersterAbsatz,
lauten :Ueberdie Sitzungendes Gemeindenatesist ein Protokollzu
führen ,dasdieMitteilungendesVorsitzenden,dieEinläufe ,dannalle
zu den Verhandlungengestellten Anträgesowiealle Beschlüsseund
schliesslich kurzgefassteAuszügeausden Ausführungenderein¬
zelnenRednerzuenthaltenhat .

MitdiesemAntragaber ,sagtGemeinderatPfeiffer,istdie
ForderungnachderDrucklegungderProtokollenichterledigt ;dieFor-¬
derung bleibt weiter aufrecht .( Beifall bei der E .. )

In seinemSchlusswortweistderBerichterstatterDr .Danneberg
daraufhin ,dassvoneiner NichteinhaltungdesVersprechensderDemo¬
kratisierungderVerwaltungnichtgesprochenwerdenkann .Wennmandie
GeschäftsordnungdesWienerGemeinderatesvon1896bis 1914mitder
heutigenbergleicht ,somussmanzugeben,dassdieArtderBehandlung
dergewähltenKörperschaftengegenüberfrühereinengrossenUnterschied
aufweist.WirhabenjetztachtAusschüsse,indenenimJahre1927zehn¬
tausendGeschäftsstückeverhandeltwordensind .JedesMitglieddesGe-

meinderateshat die Möglichkeit ,in die VerhandlungenEinblickzunehmer
wasfrühernichtmöglichwar .DerGemeinderatkommtheutezueinerwirk-¬
lichenArbeit .Wasdie strittigen Geschäftsordnungsstückeanlangt,so

erklärtderBerichterstatter,dassdieBestimmungaufSchlussderDe-¬
batte keineNeuheitder jetzigen Mehrheitist ,sondernschonseit 30

KahreninderGeschäftsordnungdesGemeinderateszufindenist.Wenn
GemeinderatKunschaksagt ,dassdieseBestimmungeineVerleugnungalle

demokratischenGrundsätzeist ,soverweiseichdarauf,dassseinePartei
dieseBestimmungvondenseinerzeitigenLiberalenübernommenunddurch
20Jahregehandhabthat .DieBestimmung,SchlussderDebatte,wurdefrüher
in einemJahr viel öfter angewendetals jetzt in einemJahrzehnt ,Bezüg-¬
lich der gefordertenDrucklegungder Gemeinderatsprotokolle,erklärtGe-¬
meinderat Dr .Danneberg ,dass mansich vor Augenhalten muss ,ob derZweck ,

dendie Drucklegunghat ,in einemVerhältniszudenKostensteht .Vondie-¬
semGesichtspunktaus ,kannmanvoneiner Sparsamkeitreden .WennimNa- ¬

tionalrat die Protokolle gedrucktwerden ,so geschieht diesdeswegen,
weildieProtokolleeinwichtigesMaterialfürdieInterpretationeines
Gesetzessind ,da ja der Nationalrateine gesetzgebendeKörperschaftist
Wennhierauchgesagtwurde,dassmitderNichtdrucklegungderProtokolle
derBevölkerungetwasverheimlichtwerdensoll,soist daseinIrrtum
alle Verhandlungensind öffentlich undalle ParteienhabenauchZeitun

genzurVerfügung.Ueberdieswirdja überdieVerhandlungeneinsteno¬
graphischesProtokollverfasstundjede Partei bekommteines .Wennnun
denzweiHerrenderGrossdeutschenParteikeineseingehändigtwird,s
hatdiesseineUrsacheindemBegriffeinerPartei .Diediesbezügliche
Bestimmung darüber ist eine andere als die des Nationalrates ,Unseref

stimmungist aufWunschderMinderheitindieWahlordnunghineingeken
wowir sie schonseit zehnJahrenfinden .VonSparsamkeitkannschon

nichtgesprochenwerden.ImNationalratbestehenheutenochvielschärfe
re Sparmassnahmen. SowirdderRechnungsabschlussnurden26Mitglieder
desRechnungshofausschusseseingehändigt ,währendbeiunsjedemGemeinde
rat einRechnungsabschlusszurVerfügunggestelltwird .Initiativanträg
werdenimNationalrat ,nurwennsie in Verhandlungengezogenwerden,ven
vielfältigt .ImHauptausschusswird eine Vorlageder Regierungüberhaupt
nur in einemeinzigenExemplarvorgelegt .BezüglichdesEventualantrages
des GRPfeiffer,erklärt der Berichterstatter ,denAntragüberprüfenz

lassen ,(BeifallbeiderMehrheit).
DieGeschäftsordnungwirdnunvondenSozialdemokratenaug

nommen,dieAnträgederMinderheitwerdenabgelehnt.BeiderAblehnung
des Antrages der Minderheit auf Drucklegung der stenographischen Gemei¬

ratsprotokolle ruft GR .Kunschak : Gemeinderat vonKrähwinkel !

GR.Dr .DannebergberichtetdannüberAenderungenimOrganis
tionsstatutfürdiestädtischenBetriebe,NebendengrossenMonopolbetra
ben ,demBrauhausundder Leichenbestattunggibt es bei der Gemeindeaug
Unternehmungen,die im Rahmender Hoheitsverwaltunggeführt werden ,aber
nichtnachdenengenGrundsätzenderHoheitsverwaltungbehandeltwerden
können.SiehabendieBezeichnungBetriebeundin einemeigenenStatut
wirdihneneinegrössereBewegungsfreiheiteingeräumt,alsinderVerfas
sungvorgesehenist .DieEinrichtungbestehtnunseitzehnJahren,Nach
der letzten Verfassungsänderungerweist sich eine AenderungdiesesOrgaWert - ¬
nisationsstatutes notwendig ,weil die grenzengeändertwordensind ,
DieseAenderungwirdnunbeantragt.

GR.Panosch( . . )bemängelt,dassderBetriebGemeindefried¬
höfe auchdie HerstellungunddenVerkaufvonGrabsteinen ,Grabkreuzen
undUrnen ,sowiedieAusschmückungvonGräbernbesorgt .Diesist einEin¬
griff in dasPrivatgewerbe,weshalbbeantragtwird ,dassdieseBestimmun¬
genzu streichen sind . Esist auchnochverständlich ,wenndieGemeinde



VierterBogen.
einenFuhrwerksbetriebführt,jedochgewissnichtnotwendig,dassauchFuh¬
renfürPrivategemachtwerden,weildasFuhrwerksgewerbeohnehiningros¬
serNotist .DieErzeugungvonBaustoffensolltedieGemeindenachdenEr-¬
fahrungen,diedsmitgemachtwordensind,besserfallenlassen. Eswäre
auchzuuntersuchen,obesunbedingtmotwendigist ,dassdieGemeindeeine
eigeneWäschereibraucht .DiestädtischenLagerhäuserwarenfrüherein

Unternehmen,dassinvollerBlütestand.JetztisteseinBetriebgewor-undderverlängertenNottebomstrassewirdohneDebatteangenommen.denundmanhatin dieGebarunggarkeinenEinblick ,Diestädtische
Bäckereisollteaufgelassenwerden. Wirhabenwiederholtangefragt,wie
hochdasGebäckkommt,habenabernieeineAntworterhalten.Eswürdesi -dieBestimmungendesGemeinderatsbeschlussesüberdie-Parkschutzgebiete
cherlichvielbilligerbeiprivatenBäckernkommen.DerRednerbeantragt,bis15.Oktober1,J,ausserKraftzusetzen.dassdieinderVorlagevorgeseheneGenehmigungvonsonstigenAnschaf-¬

fungenfürdiestädtischenBetriebenichtmit60 ,000Schilling,sondern
mitho,000Schillingfestgesetztwerdensoll.

GR.Zimmerlerklärt ,dassdiestädtischenBetriebeaufdie
Selbstkostendeckungeingestelltsind,Dassistauchmeistrichtig,AbereskommenauchBetriebeinBetrachtwodieses
Prinzipnichtangebrachtist.BeidenGemeindefriedhöfenistdieszuläs-sprichtauchdenWunschaus,dassdieGemeindemitRücksichtaufden
sig ,aberesistnichtnotwøndig,dassfüreineGrabstättederarthorren-¬
deBeträgeverlangtwerden. EswirddaeinungemeinhoherWertfürdie
kleineGrundflächeangenommen,sodasseineWertzuwachsabgabezuent-¬
richtenwäre,wenneinegrundbücherlicheEinverleibungstattfände.Der
FriedhofsbetriebistheuteeineunlautereKonkurrenzfürdieGewerbetreidassaberdieUraniadiesenAntragabgelehnthat.Am15.Oktoberwirdarmen

benden.BeimBäderbetriebverstehenwirnicht,daysdie/Kindernichtum-dasPlanetariumvonseinerheutigenStellebestimmtwegkommen,eswirdsonstbadenkönnen,obwohldieGemeindeauchdenKindernderReichen
dieSchulbücherumsonstgibt.EinwichtigerBetriebsinddiestädtischenPlanetariumswarnurindenWintermonatennichtbesondersgut,dadasWäschereien,weilSiesovielschmutzigeWäschehaben(Heiterkeitbeider
Minderheit).DieBeistellungvonWagenanPrivatedurchdenstädtischen
FuhrwerksbetriebisteinfeindseligerAktgegendasFuhrwerksgewerbe,
dasmitgrossenSchwierigkeitenzukämpfenhat.BeidemKanalräumungs-einerKleingartenordnungfürWien.IndieserKleingartenordnungwirdun-¬
betriebmussgesagtwerden,dassdieGebührenwesentlichgeringerwären,teranderemdasAusmassderverbautenFlächebeidenLaubenmit
wennSieseinerzeitaufdieSozialisierungverzichtethätten.
BeimstädtischenLagerhaushateseffektiveVerlustevonungefähr30
MilliardengegebenundumderVerpflichtung,dieseDefizitealljährlichAusserdemsollinZukunftausgeschlossenwerden,dassimKleingartenge
auszuweisen,enthobenzusein ,hatmanausderstädtichenUnternehmung
"Lagerhäuser"einenBetriebgemacht ,der derHoheitsverwaltungunter-¬
stellt ist .WirhabeneinRechtdarauf ,dassdasLagerhausalsstädtische
Unternehmunggeführtwird .DerRednerstellt denAntrag :„ DerBeschluss
desGemeideratesvom13 ,Februat1925wirddahinabgeändert,dassderdervomAusschussIVzurBehandlungderKleingartenfrageneingesetzt
BetriebL,gerhäuserderStadtWienmit30 ,Juni . J .aufgelöstunddie
städtischenLagerhäuserab1 .Juli1 ,J .wiederalsselbstständige,aus -gartenwesenüberhauptnichtszutunhat .DieVorlageselbstbedeuteteine
serhalbderHoheitsverwaltungstehendeUnternehmunggeführtwerden(Leb-EinschränkungdesKleingartenwesensaufallenLinien.DassmitdenUeber-¬
hafterBeifallbeiderMinderheit).

GR.Dr.Dannebergmachtdaraufaufmerksam,dasslediglich
derAntragPanosch,wonachdieGenhhmigungvonsonstigenAnschaffungen
fürdiestädtischenBetriebenichtmit60. 000sondernmitho. 000Schil -neneinteilungfürdieDauerkleingärtengeschaffenwerdenwürde.DerRedner
lingfestgestelltwerdensollzudeminVerhandlungstehendenGegenstandbesprichtnundieeinzelnenBestimmungenderKleingartenordnung,wobei
gehört,währenddieübrigenvonderMinderheitgestelltenAnträgesichersichhauptsächlichdagegenwendet,dassdieKleingärtnenWegeherstel-¬
lediglichaufdieBeilagebeziehenunddahernichtGegenstandderAb¬
stimmungseinkönnen.WasdenerwähntenAntragPanoschsbetrifft,so
wurdedieBetragsgrenzeentsprechendderauchsonsteingehaltenenRe-¬
lationenmit60.000,Schillingfestgesetzt.(LebhafterBeifallbeider

Mehrheit).
DemOrganisationsstatutwirddieGenehmigungerteilt.

DerAntragPanoschbetreffendHerabsetzungderWertgren¬zewirdabgelehnt,derandereAntragPanoschundderAntragZimmerlwer-¬
denvomVorsitzendenWeigl,danichtzumGegenstandegehörig,derge-¬
schäftsordnungsmässigenBehandlungzugewiesan.

DerGeneralregulierungsplanundGeneralbaulinienplanfür
dasGebietzwischenderAgnesgasse,Sieferingerstrasse,Brechergasse

GR,HellmannreferiertüberdenAntrag,zwecksVerlängerun
derBewilligungfürdieErrichtungdesPlanetariumsvordemMessepalast

GR.Uebelhör( E, . )bemerkt,dieErrichtungdesPlaneta-¬
riumsseigewisseineausgezeichneteTatgewesen,aberdasGebäude,in
demdasPlanetariumuntergebrachtist wirktin demStrassenbildsehrbildetschlecht ,ausserdemesmdaausHolzerrichtet ,eineeminenteFeuers
gefahr.DasPlanetarumwürdezurUraniagehören.Mitdem15 .Oktober
müssteesvonseinerheutigenStelleunbedingtwegkommen.GR,Uebelhör

nichtgutenBesuchdesPlanetariumsmehrfürReklametunmöge.(Lebhaf
terBeifallbeiderMinderhet).

GR.Stubianek(soz,dem. )erinnertdaran,dassseinerzeit
derUraniaeinAntragaufUebernahmedesPlanetariumsgestelltwurde,

amPratersternaufgestelltwerden.DerBesuchdes
Gebäudenichtheizbarist .

DerAntragdesReferentenwirdangenommen..
GR.Hofbauer( soz .dem. )referiertüberdieErlassung

RücksichtaufdenMangelanzurVerfügungstehendenGrundstückenvon
2 auf 15undbei denSommerhüttenvon55auf 40Quadratmeterreduziert .

bietDauerwohnungenerrichtetwerden.DieBewohnungsollnurinder
ZeitvomAprilbisOktoberzulässigsein.

GR.Ullreich( . .)kritisiert,dassbeiderAusarbeitung
derKleingartenordnungwederderAusschussIV,nochderUnterausschuss ,
wordenist ,mitgearbeitethat ,sondernderAusschussVII ,dermitdemKlein¬

resteneinereinstigenNotSchlussgemachtwerdenmuss,liegtimallgemei¬
nenInteresse,aberdieEinschränkungen ,diedieVorlagevorsieht,gehen
sochzuweit . Eswäreäusserstwünschenswert,wennendlicheinmaldieZo¬

len,erhaltenundbeleuchtensollen.SolcheKostendürfendenKleingärtnern
nichtzugemutetwerden(Beifallbeider. . )

GR.Erban( . . )erklärt,dassdieKleingartenordnung,wie
sieheutebeschlossenwerdensoll ,vollerWidersprücheist .Sievereckelt
denKleingärtnerndieLiebezuihremKleingarten.SiewillnichteineVer-¬
schönerungderKleingärten,sonderneineVerunschönerung,Dasistderselbe
Zustand,wieerbeidenöffentlichenWerkeneingerissenist ,dieunterIh¬
rerVerwaltunggeradezuverschandeltwerden.(Beifallbeider. .).



GR.Dr.Wagner( E. . )teiltmit,dasserimGemeinderat-¬
ausschussVII,alsdieKleingartenordnungverhandeltwerdensollte,bean-¬
tragte ,dieVerhandlungzuvertagen,umsichzunächstmitdenKleingärtner-¬
organisationenzubesprechen .DieMehrheithat aberdiesemAntragglatt
niedergestimmt .Ganzunverständlichist auchdie Bestimmung,dassdie
Schrebergärtenhüttennurvom15 .Aprilbis15 ,Oktoberbewohntwerdendür-¬
fen .WervomGartenbauetwasversteht ,wirdwissen,dassdieZeitvom1 .bis
15 ,Aprilundvom15 ,bis301OktoberdiebesteZeitfürdenGartenbau
ist .DahabendieLeutesehrvielArbeit,dürfenaberimHäuschennicht
wohnensondernmüssenoftsehrweiteWegezurücklegen.DiefrühereVer¬
waltunghatauchdenWaldeundWiesengürtelgeschaffenundeswäresehr
zweckmässig,wennmandiesesGebietmitKleingärtendurchziehenwürde.
RednerverweistschliesslichaufdiegrosseFörderung,diedieStadt
BerlindemKleingartenwesenzuteilwerdenlässtundmeint,dassauchdie
GemeindeWiendiesenWeggehenmüsste.SeineParteikönnedieserVorlage
nichtzustimmen,weilsiederWillkürTürundToröffnet.(Beifall).

GRHofbauererwidert,dassinWiengegenwärtigungefähr
26. 000Kleingärtnersind .Diesehabenzichrund20. 000Bauobjekteerrich
tet .Vieles ,wasvondenRednernderMinderheitanderBeschaffenheitder
Schrebergartenhüttenbemängeltwurde,trifftnichtzu .FürmancheDinge
sindausschliesslichdieVereineverantwortlich,In Wiensindjetztneun
MillionenQuadratmetermitKleingärtenbelegt ,davonnurfünfMillionen
Quadratmeterauf Gemeindegrund.DieVerhältnissein Berlinkönnenfür
Wienkaumals Vergleichgenommenwerden.DortgibteseinZwangspachtge-¬
setz ,dasdieGemeindeverwaltungberechtigt,privateGrundstückefür
KleingärtenanzufordernundanKleingärtnerzuverpachten.InWiensitzen
viele Kleingärtner auf Baugründenund es ist oft sehr schwer ,diesenLeu- ¬

tenErsatzgründezugeben ,wennderShbrebergarteneinemWohnhausbau
weichenmuss.ZurEhrederWienerKleingärtnermussgesagtwerdenmdass
sie ihre Gärten zu wahrenSchmuckkästchenausgestaltet haben undinsbe - ¬

sonderedieBlumenkultureneinenerfreulichenAnblickbieten.
DieVorlagewirdangenommen,
ST .) Weberreferiert überdenEntwurffür denWohnhausbau

XVII. ,DornbacherstrassemiteinemKostenaufwandvon550. 000Schilling.
GR .Kunschak( . . )erinnert daran ,dass in derletzten

GemeinderatssitzungdenBerichtüberdieBauteninderHeiligenstädter
Hagenmüllergasseurgierthabe .DamalshatStadtratstrasseund

Weberzugesagt ,der Bericht werde demnächstvorgelegt werdenBisheute
ist dasnichtgeschehenunddaherwiederholederRednerseinsAuffor-¬
derungan denStadtrat Weberdafür zu sorgen ,dass der Berichtendlich

demG ,meinderatvorgelegtwerde .( LebhafterBeifall bei der E .. )
GR ,Dr .Pfeiffer ( E . . )bemerkt ,die Minderheithabe mitder

MehrheiteinenBurgfriedengeschlossenin derRichtung,dassüberdieBau¬
ten in der HeiligenstädterstrasseundHagenmüllergassenibhtgesprochen

werdansoll ,ehederBgrichtderUntersuchungskommissionvorliegt .Dabei
ist dieMinderheitvonderAnnahmeausgegangen,dassderBerichtbaldigst
vorgelegtwerdenwird .DerRednerschliesstsichderAufforderungdesGe-¬
meinderatesKunschakanundverlangtauchAufklärungenüberdenLinden-¬
hof,wo. ebenfalls Sprüngezutage getreten sind undAusbesserungen

müssen .vorgenommenwerden ( Beifallbei E . )
ST. R.Weberwiederholtseinein derletztenSitzungabgegebe-¬

heVersicherung ,dassdasSachverständigenGutachtenvordemAbschluss
steht .DasGutachtenwird nicht vomBauamtsondernebenvondenSach¬

verständigenausgearbeitegunddiesesindbemüht,in möglichstkurzer
Zeit fertig zu werden .ImUebrigenkannheute schongesagt werden ,dass

dieMinderheitaufdieerhoffteRechnungnichtkommenwird,wennsieer

FünfterBogen.
wartet ,dasswerweisswelcheSensationenzutagetretenwerden(Lebhafter
BeifallbeiderMehrheit).

DerReferentenantragwirdangenommen .
ST. R.WeberreferiertüberdenWohnhausbauXX. ,Brigittaplatz

miteinemKostenaufwandcon650. 000Schilling.
GR.Millik( E, . )kritisiert ,das .Kleinfenntersystom,das

bei den städtischen Wohnhausbautenangewendetwird undverlangt ,dass
die Zimmerhöhergebautwerden ,Er lenkt die AufmerksamkeitdesReferen¬

ten auf einen Bauteil in der Cumberlandstrasse ,womansich seit sechsMo¬
natemüberdieArtderFundamentierungnochnichtimKlarenist(Beifall
beider . . )

GR,Schelz( E. . )erinnertneuerlich,daran,dassindiesem
WohnhausbauaucheineFeuerwacheuntergebrachtwerdensoll undwaist
aufdiegrosseGefahrhin ,diesich beiAusfahrtenderWa¬
cheergibt ,dadieFeuerwacheunmittelbaraneineDoppelschuleengrenzen

wird .
ST.R.Weberbemerkt,dasssichFensterundFenstertafelnin

derenGrösse,wiesiebeieinemGemeindebauangewendetwerden,zutau-¬
sendenin WienundGesterreich befinden ,unddassdieseFens
tertypeauchimAuslandhäufigvorkommt.ImUebrigenversteift sichdie
Gemeindenichtauf ein bestimmtesSystem ,sie wirdvielmehrinder 18
ten Zeit auchzu einer anderenFenstertypeübergehen .WasxdieZimmerhöhs

betrifft ,soistmanimganzenAuslandvonderübermässigenZimmerhöhe
aufeinvernünftigesMassherabgegangen.DieUnterbringungderFeuerwache
in demWohnhausbauist imEinverständnismitdenSachverständigenerfolgt
(LebhafterBeifallbeiderMehrheit).

DerWohnhausbauwirdgenehmigt.
mit

ST .R .WeberpeferiertüberdasVerwaltungsüberainkommenden
Siedlungsgenossenschaften.

GR .Ullreich( . . )erörterteinzelneBestimmungendes
Uebereinkommens,NachaussenhinweilenSiemiteinembilligenMietzins
paradieren,dieBemessungaberdesMietzinsesaufQuadratmetersiahtan¬
ders aus .Unverständlichist es ,warumder Mietzinsfür einzelneRäumever¬

schiedenist .Dassin die Betriebskostenauchdie InstandhaltungderWohn¬

strasseneingerechnetwird ,ist sehrsonderbar .Solcheswirdin derRogel
nurvonZinsgeiernerwartet .Interessantist ,dassindiesenUebereinkemmen
eineBestimmungaufgenommen wurde ,wonach ,wenneineallgemeineNiet¬
zinssteigerungeintretensollte ,auchdie Mietzinsein denSiedlungshäusern
erhöhtwerden .DerRednergibt schliesslich seiner MeinungAusdruck ,dass
einUntervermietenin Siedlungshäusernüberhauptverbotenwerdensoll ,

(Beifall).
GR.Millik( E.L.(StelltdenAntrag,dassinderBettimmung

überdie Instandhaltungder Sjedlungshäuserauchaufgenommenwerdensoll
dassdie GemeindeWienauchfür die Instandhaltungder FundamenteSorge
tragensoll .(Beifall).

InseinemSchlussworterklärtStadtratWeber,dassdieSied
lermitdemUebereinkommenausserordentlichzufriedensind.

GR.LötschrefeviertüberdenKnkaufdesehemaligenZiegel
werkesin HeiligenstadtundNussdorf.DerGrundist 126. 000Quadratmeter
grossundwirddurchdie Grinzingerstrassein einemnördlichenundsüde

lichenTeilgeteilt .ZweidritteldesGrundesfallenunterdenWaldeund
Wiesengürtel.AufdemGrundbefindensichunteranderem13½Schreber-
gärten .Dersüdliche Teil ist Anschüttungsgrund .DieGesamtkostendesAn- ¬
kaufesbetragenrund385. 000Schilling.
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DerAntragdesReferentenwirdangenommen.
Es gelangt nunmehrder Dringlichkeitsantrag desGR.

Verhandlung .Die Dringlichkeit wird vomAntragsteller damit
begründet,dassüberdieBraunkohlenbergbaugewerkschaftderGemeinde
Wienin Zillingdorf in den letzten Wochenverschiedene Gerüchteaufge - ¬

tauchtsind . EswirdvoneinerStillegungdesBetriebesgesprochen.Die
Arbeiter sollen sich einen Lohnabbauvon15 Prozentgefallenlassen
DasWerkversorgtgegenwärtigdieStadtmiteinemDritteldergesamten
Energie. EskanndemGemeinderatnichtgleichgültigsein ,wasmiteinem:
solchenUnternehmengeschieht .SchondasSchicksalder800inZilling
odorfbeschäftigtenArbeiter ,die brotlos werdensollen ,mussdemG,meil
deratbeschäftigen .(Beifall).

DemAntragwirdvondenSozialdemokratendieDringlichkeit
nichtzuerkannt,wasvondenMitgliedernderEinheitslistemitstür¬
mischenSkandalrufenaufgenommenwird .DerBürgermeisterkannsichin
demLärmnicht verständlichmachenunddiktiert einemStenographenfol
gendeErklärung:Esist ganzbselbetzerständlich,dassdieInformationen,
die demGemeinderatSchelzzuteil gewordensind ,nicht denTatsabhen
entsprechen.UeberdiessindderzeitVerhandlungenmitdenArbeiterndes
Zillingdorfer Werkesüber gewisseLohnfragenim ZugeunddieseVerhand-¬

lungenwürdengestörtwerden,wennmanjetzteineDebatteimG,meinderat
darüber führen würde ,Währendsolcher Verhandlungeneine Debattenicht
zu führen ,ist ein Gebotder Notwendigkeit ,Es ist deshalb auchganz

selbstverständlich,dassdieserAntragheutenichtverhandeltwird.
DieChristlichsozilenlärmenununterbrochenweiter .Sie

schlagenmitBüchernauf die PulteundinsbesondereGR ,Prayerruft
Bürgermeisterunausgesetzt:DasisteinunerhörterSkandal!.

Seitz:HerrGR.Preyer!Siewissen,dassdiesesGeredeunrichtigist :
DerGemeinderathatgarkeineUrsacheaufLügenhafteNachrichtenge¬
wisserBlättereineDebatteabzuführen.

BürgermeisterSeitzerteiltdemGR.StögerzurBegrundung
seines Dringlichkeitsantrages das Wortund fæagt nach einerPause

ährendderderLärmunddasPultdeckelkonzertbeidenChristlich-¬
sozialenununterbrochenandauert,denGR.Stöger,oberdasWortwünsche
odernicht.NacheinerweiterenPausederBürgermeister:Ge-¬
meinderatStögergibtkeineAntwort,Ichkanndahernichtkonstatieren
obderdieDringlichkeitdesAntrageszubegründenwünscht,Ichnehme
an ,dassderdaraufverzichtet .DerBürgermeisterleitet sodanndie
über die Dringlichkeit
Abstimmung/desAntrageseinundverkündet,währendaufdenBänkender

Christlichsozialenein ungeheurerLärmherrscht ,dassdieDringlichkeit
des AntragesStöger abgelehntwurde .

Bgm.SeitzerteiltsodanndemGR. Dr.Pfeifferzurbegrun¬
dungderDringlichkeitseinesAntragesdasWort.

AlssichGR.PfeiffervonseinemSitzerhebtundzuspre¬
Gemeinde¬chenbeginnt ,wendensichdieChristlichsozialen

räteDaffingervundStögermitZwischenrufengegendenGR.Pfeifferwas
aufdenBänkenderMehrheitmitdenRufen:Dasist dieEinheitsliste
erwidertwird .VondenchristlöchsozialenGemeinderäten.wirdun¬
unterbrochengelärmtundmitBüchernunddenFäustenaufdiePultdecke!

geschlagen .
R.Pfeiffer,hörtnacheinpaareinleitendenWortenzusprechenauf.

Nurfür denStenographenverständlicherklärtBürgermeis
terSeitz ,dassdieRedezeitdesGR.Pfeifferabgelaufenist
Der Bürgermeister leitet sohin die Abstimmungein undverkündst ,

dassdemAntragdie Dringlichkeitnichtzuerkanntwurde .Unterange¬
heuremLärmschliesstdannBürgermeisterSeitzum23 ' 15UhrdieSit-¬
zung .Die Minderheit bleibt in ihren Bänkenund lärmt weiter .Alsder
Bürgermeisterundmit ihmdie sozlaldemokratischenGemeinderäteden
Saal verlassen ,wird ihnen zugerufen :Pfui ,AbzugLangsamfolgendann

dieChristlichsozialenundGrossdeutschenGemeinderätenach.
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